EINWOHNERGEMEINDE

Gemeinderat der Einwohnergemeinde Biberist

Protokoll der Sitzung Nr. 09 Laufende Geschafte RN 0.1.2.1
Datum/Zeit Montag, 5. Juni 2023, 19:00 — 21:00 Uhr
Ort Alte Turnhalle
Mitglieder Stefan Hug-Portmann (GP)
Dominique Brogle
Peter Burki
Markus Dick
Franziska Patzen
Marc Rubattel
Andrea Weiss
Sabrina Weisskopf-Kronenberg
Ersatzmitglieder Seme Kaba
Raffael Kurt
Renata Waser-Forchini
Vorsitz Stefan Hug-Portmann (GP)
Protokoll Irene Hanzi Schmid
Entschuldigungen Priska Gnagi-Schwarz
Manuela Misteli-Sieber
Eric Send
Gaéste Nicolas Adam, Leiter Bau + Planung
Caroline Schlacher, Gesamtschulleiterin
Ines Stahel, Leiterin Finanzen + Steuern
Jirg Zeller, BL Hochbau
Presse az Solothurner Zeitung
Traktandenliste
Nr Geschaft Beschluss
1  Protokoll GR Nr. 08 vom 22.05.2023
2  Zusammenlegung Finanzplan und Budget - Beschluss 2023-67
3 Ausscheidung Planungszone: Erlass einer Planungszone Fussweg Hohenweg 2023-68
17 - Parzelle GB Nr. 1510 - Beschluss
4  Erweiterung und Umbau Werkhofschulhaus mit Feuerwehrmagazin: Nach- 2023-69
tragskredit Bauprojekt - Beschluss
5 kids&teens - Reglemente Schuljahr ab 2023/2024 - Beschluss 2023-70
6 Familienerganzende Kinderbetreuung; Subjektfinanzierung - Wiedererwagung 2023-71
- Beschluss
7  Antrag Fraktion Grine: Anderung Reglement tiber das Abfallwesen, Verwen- 2023-72
dung von Mehrweggeschirr - Beschluss
8 Verschiedenes, Mitteilungen 2023 2023-73

Die vorstehende Traktandenliste wird genehmigt.
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Protokoll GR Nr. 08 vom 22.05.2023 - Genehmigung

Das Gemeinderatsprotokoll Nr. 08 vom 22.05.2023 wird aufgrund der kurzfristigen Zustellung an der
nachsten Sitzung genehmigt.

RN 0.1.2.1/LN 3641

2023-67 Zusammenlegung Finanzplan und Budget - Beschluss

Bericht und Antrag Verwaltungsleitung

Unterlagen

o Ablaufprozess Budget / Finanzplan

¢ Ablaufprozess Budget inkl. Finanzplan

¢ Stellungnahme der FiKo zum Antrag der Verwaltungsleitung

Ausgangslage
In Biberist werden bislang Finanzplan und Budget getrennt voneinander erstellt, behandelt und
verabschiedet.

Dieser Umstand fiihrt verwaltungsintern zu Doppelspurigkeiten und insbesondere auch zu unnoti-
gem Splitting von Téatigkeiten wie bspw. bei der Investitionsplanung im Bauwesen. Letztlich ist die
Finanzplanung nur die logische Folge aus den finanziellen Bedurfnissen, die sich aus allen ande-
ren Management-, Kern- und Supportprozessen ergeben.

Gemass Wunsch des Gemeinderates wurde die Finanzkommission (FIKO) um ihre Stellungnahme
zur Zusammenlegung der Prozesse Finanzplanung und Budget angefragt.

Erwagungen

Die direkten Abhéangigkeiten zwischen Budgetierung und Finanzplanungen sind bei den Vorgaben
des Gemeinderates an die Verwaltung zu bertcksichtigen. Die Budgetierung ist letztlich ein Teil-
prozess des Hauptprozesses Finanzplanung und deckt die kurzfristige Sicherstellung der bendtig-
ten finanziellen Mittel sicher. Durch die Budgetierung, die Prifung des Budgets werden die finanzi-
ellen Risiken maoglichst reduziert und die Umsetzung der Vorgaben bzw. des politischen Willens
sichergestellt.

Da die Budgetierung ein Teil der Finanzplanung ist, sollen diese Tatigkeiten durch die Verwaltung
sinnvoll zeitlich in den Jahresablauf integriert werden kénnen.

Die Finanzkommission schlagt dem Gemeinderat gemass Antrag der Gemeindeverwaltung vor, die
Prozesse Finanzplanung und Budget zusammenzulegen.

Beschlussentwurf
Der Gemeinderat beschliesst:
1. Auf die inhaltliche Trennung zwischen Budgetierung und Finanzprozess wird ab sofort ver-
zichtet; die Budgetierung wird kiinftig als Teil der Finanzplanung angesehen,;
2. Die Leiterin Finanzen + Steuern wird damit beauftragt, dem Gemeinderat fur die Finanzpla-
nung ein angepasster, weiterhin auf die Gemeinderatssitzungen und die Gemeindever-
sammlung abgestimmter Zeitplan vorzulegen.
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Eintreten
Der Gemeinderat tritt stillschweigend auf das Geschatt ein.

Detailberatung

Markus Dick: Das Geschaft war erstmals am 6.3.2023 im Gemeinderat traktandiert. Damals bean-
tragte die SVP, das Geschaft zuriickzuweisen, damit zuerst die FiKo das Geschéaft beraten kann.
Es sprach nichts gegen das Geschéft, dennoch wurde von der FiKo ein Feedback gewlnscht. Das
Feedback der Fachkommission ist nun aber erntichternd. Aufgrund von Diskussionen mit dem
ehemaligen FiKo Prasidenten gébe es dazu mehr zu sagen. Offenbar nahm sich die FiKo die
Muhe nicht, sich Gedanken Uber die Zusammenlegung zu machen. Sie werden aber dem Be-
schlussesentwurf zustimmen. Die SVP hat etwas Bedenken, denn bis anhin kam ihnen der Finanz-
plan als Wunschliste vor. Es wurde auch immer wieder erwahnt, dass der Finanzplan nicht ver-
bindlich sei. Die SVP wiinscht einfach nicht, dass der Finanzplan zukiinftig eine starkere Verbind-
lichkeit und Gewichtung infolge dieser Anderung erhalt.

Ines Stahel erklart, dass es sich bei dieser Anderung lediglich um eine interne Prozesszusammen-
legung handelt. Es resultieren nicht mehr und nicht weniger Sitzungen. Im Finanzplan sind die In-
vestitionen aufgefuhrt. Alle anderen Daten sind rein prozentuell gerechnete Zahlen. Es werden
keine Winsche im Finanzplan aufgefihrt.

Es kann diskutiert werden, ob Winsche in der IR aufgefiihrt werden sollen. Diese betreffen aber
nur die Abschreibungen.

Stefan Hug-Portmann prazisiert, dass selbstverstandlich auch in der Investitionsrechnung keine
Wunschprojekte aufzufihren sind. Die Realisation ist aber politisch zu diskutieren. Das Zusam-
menlegen ist eine reine zeitliche Abfolge, welche &ndert, deshalb war es in der FiKo auch unbe-
stritten und fur die Traktandierung vom 6.3.2023 wurde deshalb auch kein Feedback von der FiKo
abgeholt.

Sabrina Weisskopf erklart, dass das Zurickweisen des Geschafts nicht in Zusammenhang mit
Ines Stahel personlich oder mit ihnrer Kompetenz steht. Sie schatzen Ines Stahel und es ging auch
nicht darum, ihre Kompetenzen in Frage zu stellen. Stefan Hug-Portmann hat den Rickwei-
sungsantrag nicht als Misstrauensvotum gegeniber Ines Stahel empfunden. Ines Stahel hat den
Entscheid einfach nicht verstanden. Es geht darum einen Prozess zu verschlanken und Einsparun-
gen zu machen. Weshalb dieser nicht einfach genehmigt werden konnte, versteht sie nicht. Mar-
kus Dick unterstitzt das Votum von Sabrina Weisskopf. Aufgrund der Tatsache, dass eine Fach-
kommission vorhanden ist, wird erwartet, dass diese zu solchen Themen auch Stellung nimmt.
Ines Stahel: auch dies verstand sie nicht, es geht um einen internen Prozess, welche die FiKo
nicht betrifft.

Beschluss (einstimmig)
1. Auf die inhaltliche Trennung zwischen Budgetierung und Finanzprozess wird ab sofort ver-
Zichtet; die Budgetierung wird kiinftig als Teil der Finanzplanung angesehen,;
2. Die Leiterin Finanzen + Steuern wird damit beauftragt, dem Gemeinderat fir die Finanzpla-
nung ein angepasster, weiterhin auf die Gemeinderatssitzungen und die Gemeindever-
sammlung abgestimmter Zeitplan vorzulegen.

RN 9.1/LN 3671

2023-68 Ausscheidung Planungszone: Erlass einer Planungszone Fussweg HO-
henweg 17 - Parzelle GB Nr. 1510 - Beschluss

Bericht und Antrag: Bau- und Werkkommission Biberist
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Unterlagen

01 Protokollauszug BWK 28.02.2023, Hohenweg 17 - Parzelle GB Nr. 1510
02 Einfordern Gesuchsunterlagen / Rechtliches Gehér vom 16.08.2022
03 Baueinstellungsverfigung vom 27.07.2022

04 Baugesuchsformular vom 23.09.2022

05 Situationsplan vom 23.09.2022

06 Umgebungsplan vom 23.09.2022

07 Auszug aus dem Erschliessungsplan E OPR vom 27.04.2022

08 Sistierung BG 2022-0154 vom 03.04.2023

09 Rechtliche Grundlage PBG §23

10 Skizze Planungszone vom 24.05.2023

Ausgangslage

Die Abteilung Bau + Planung der Gemeinde Biberist wurde am 25. Juli 2022 durch eine Drittperson
darauf hingewiesen, dass eine damit beauftragte Baufirma am Hohenweg 17 umfangreiche Garten-
umgestaltungsarbeiten ausgefihrt hat. Entlang der ¢stlichen und stidlichen Parzellengrenze wurden
Stitzmauern aus Stahlbeton errichtet, um eine massive Terrainaufschittung zu erméglichen. Fir
die Anlage liegt keine Baubewilligung vor. Sie wurde rechtswidrig erstellt.

Mit Schreiben vom 27. Juli 2022 hat die Bau- und Werkkommission (BWK) die Einstellung aller Ar-
beiten an der begonnenen Umgebungsumgestaltung per sofort verflgt (Beilage 03).

Am 16. August 2022 wurde die Bauherrschaft von der BWK schriftlich aufgefordert, innert 30 Tagen
ein nachtragliches Baugesuch bei der Abteilung Bau + Planung einzureichen oder den rechtmassi-
gen Zustand auf der Parzelle GB Nr. 1510 wiederherzustellen (Beilage 02).

Am 30. September 2022 reichte die Bauherrschaft das nachtragliche Baugesuch fir den Neubau
und die Erweiterung der Stitzmauer ein (Beilagen 04 bis 06). Das Baugesuch ist auf der Abteilung
Bau + Planung mit der Laufnummer 2022-0154 registriert.

Am 15. Februar 2023 wurden von der Bauherrschaft Unterlagen nachgereicht, welche die Abteilung
Bau + Planung mehrfach nachgefordert hat.

Gemass dem Zonenplan der Ortsplanungsrevision (OPR) der Gemeinde Biberist befindet sich ein
Bereich der erstellten Stitzmauer auf einem neu auszuscheidenden Fussweg (Beilage 07). Aus die-
sem Grund beschloss die BWK an ihrer Sitzung vom 28.02.2023 (Beilage 01) Folgendes:

¢ Das nachtraglich eingereichte Baugesuch fiir den Neubau und die Erweiterung der Stitzmauer
wird sistiert.

¢ Nachdem samtliche fur die Beurteilung notwendigen Unterlagen eingereicht wurden, ist das Bau-
gesuch nach § 9 Kantonale Bauverordnung (KBV) zu behandeln. Der Sistierungsentscheid ist
der Bauherrschaft mittels Verfligung zuzustellen.

¢ Der Gemeinderat hat innerhalb von 3 Monaten ab Zustellung der rechtskraftigen Verfigung eine
entsprechende Planungs- respektive Projektierungszone zu erschaffen, sofern die rechtsmas-
sige Planauflage der OPR nicht méglich sein wird.

Der Gemeinderat hat Uber das weitere Vorgehen zu befinden.

Erwagungen

Die OPR befindet sich aktuell in der 2. Vorprifung beim kantonalen Amt fiir Raumplanung und wurde
noch nicht 6ffentlich aufgelegt. Geméss § 15 Abs. 2 Planungs- und Baugesetz (PBG) darf die Bau-
bewilligung ab Beginn der 30-tagigen Planauflage nicht mehr erteilt werden, da das Bauvorhaben
gegen den neuen Zonenplan verstosst.

Die Sachlage wurde juristisch abgeklart. Es wird folgendes weiteres Vorgehen empfohlen:

Da im Fall Biberist die neue Ortsplanung noch nicht auflagereif ist, kann die Baubehérde in Anwen-
dung von 8§ 137 PBG das nachtraglich eingereichte Baugesuch sistieren:
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! Die Baubehdrde kann ein Baugesuch, das dem Erlass oder der Anderung eines Nutzungspla-
nes hinderlich sein kénnte, sistieren;

2FUr die kantonale und regionale Planung kann auch das Bau- und Justizdepartement ein Bau-
gesuch sistieren.

3 Die Sistierung fallt dahin, wenn die fiir die Planauflage zustandige Behorde nicht innert 3 Mo-
naten einen Nutzungsplan oder eine Planungszone 6ffentlich auflegt. Die 6rtliche Baubehotrde
kann die Sistierung ausnahmsweise, auf begrindetes Gesuch der Planungsbehérde, um 3 Mo-
nate verlangern.

Ab Zustellung der rechtskraftigen Verfigung muss die Gemeinde im Sinne von § 137 PBG die neuen
Zonen- und Erschliessungsplane auflegen, da die Sistierung sonst dahinfallt.

Sollte die rechtzeitige Planauflage der OPR nicht mdglich sein, bleibt nur die Schaffung einer Pla-
nungszone nach § 23 PBG durch den Gemeinderat:

! Der Gemeinderat kann bis zum Erlass oder wéahrend der Anderung von Nutzungsplanen fur
genau bezeichnete Gebiete Planungszonen festlegen, in denen keine baulichen Veranderungen
oder sonstigen Vorkehren getroffen werden dirfen, die der laufenden Planung widersprechen.

2 Planungszonen kénnen sich auf die Festlegung von Baulinien langs geplanter Erschliessungs-
oder anderer o6ffentlicher Anlagen beschranken (Projektierungszonen).

% Der Gemeinderat hat die Festlegung der Planungszonen wahrend 30 Tagen o6ffentlich aufzule-
gen. Wahrend der Auflagefrist kann dagegen beim Gemeinderat Einsprache erhoben werden.
Gegen den Einspracheentscheid kann innert 10 Tagen beim Regierungsrat Beschwerde gefuhrt
werden.*

“ Die Planungszonen durfen fir 3 Jahre, ausnahmsweise fiir hchstens 5 Jahre verfugt werden.
°> Die Planungszonen werden mit der Publikation der Auflage wirksam. Sie kénnen von jedermann
eingesehen werden.

Der Bauherrschaft wurde das rechtliche Gehdr im Sinne von § 23 des Gesetzes Uber den Rechts-
schutz in Verwaltungssachen (Verwaltungsrechtspflegegesetz) des Kantons Solothurn gewahrt. Sie
erhielt Gelegenheit, sich nach Erhalt des vorliegenden Protokollauszuges innert 10 Tagen schriftlich
und abschliessend bei der Einwohnergemeinde Biberist, Abteilung Bau + Planung, zu dussern.

Am 3. April 2023 wurde gemass dem BWK-Beschluss vom 28.02.2023 das Baugesuch 2022-0154
per Verflugung sistiert (Beilage 08). Die Bauherrschaft hat dagegen keine Beschwerde eingereicht.

Beschlussentwurf

1. Der Gemeinderat erlasst, gestitzt auf 8§ 23 PBG (Beilage 09), fur die Parzelle GB Biberist Nr.
1510 (Beilage 10, rot schraffiert) eine Planungszone fur 3 Jahre.

2. Der Gemeinderat hat die Festlegung der Planungszone wahrend 30 Tagen offentlich aufzulegen.
Wahrend der Auflagefrist kann dagegen beim Gemeinderat Einsprache erhoben werden.

Eintreten
Der Gemeinderat tritt stillschweigend auf das Geschéft ein.

Detailberatung

Nicolas Adam: Der Erlass einer Planungszone ist die letzte Méglichkeit einer Planungsbehérde.
Die rechtswidrig erstellte Stiitzmauer entspricht nicht der baurechtlichen Grundlage, weder der ak-
tuellen noch der zukinftigen.

Peter Burki ist gegen die Planungszone. Der Eigentiimer hat nun die Chance ein nachtragliches
Baugesuch einzureichen. Es kann doch nicht tiber ein ganzes Grundstiick eine Planungszone ver-
hangt werden. Hier besteht Eigentumsschutz. Die Ortsplanung ist seit langem in Bearbeitung und
die Planungszone soll nicht nochmals zu einer Verzdégerung fiihren.

Stefan Hug-Portmann: Die Schwierigkeit ist, dass eine aktuelle Bauordnung und eine zukiinftige

Bauordnung im Entwurf vorliegen. Eine Planungszone ist angezeigt, damit keine kurzfristigen Pro-
jekte zum alten Baurecht realisiert werden kénnen, ehe die neue OPR Gililtigkeit hat. Genau fur
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solche Falle ist die Planungszone vorgesehen. Der Entscheid in der Baukommission war einstim-
mig.

Sabrina Weisskopf ist auch nicht begeistert, wenn in privates Eigentum eingegriffen wird. Einer-
seits sind widerrechtliche Bauarbeiten vorhanden und andererseits besteht die OPR, welche be-
reits x-mal diskutiert wurde. Diese Strasse wurde ebenfalls mehrmals diskutiert und verabschiedet.
Dies war ein politischer Entscheid, welcher nun nicht unterwandert werden kann, indem man der
Bauherrschaft den Bau diese Stiitzmauer gewahrt. Der vorliegende Entscheid ist eine logische
Konsequenz.

Dominique Brogle schliesst sich der Vorrednerin an. Der Bauherr sollte sich eigentlich in diesen
Belangen sehr gut auskennen und wahrscheinlich war ihm auch bewusst, was er macht.

Andrea Weiss findet die Planungszone sinnvoll. Sollte die OPR nicht rechtskréftig werden, wird
sicher das Baugesuch fur die Stiitzmauer bewilligt. Bis die OPR abgeschlossen ist, verliert der
Bauherr im Moment nichts. Sie denkt nicht, dass er Kenntnis nahm von der laufenden OPR. Aber
er hatte eine Baubewilligung einholen mussen. Die Planungszone ist nun die Konsequenz fir den
Bauherr.

Markus Dick: Es gibt nichts zu beschénigen. Der Bauherr hat ein Projekt realisiert ohne Baubewil-
ligung. Der Fall ist eigentlich klar. Nach geltendem Recht misste er auch Konsequenzen tragen. In
diesem Fall war das Verfahren wie bei jedem anderen Fall auch. Der springende Punkt ist jetzt der
Fussweg. Fur den Gemeinderat wére jetzt die Gelegenheit diesen Entscheid nochmals zu Uber-
denken. Der GR hat willkiirlich Wege uber Privatgrundstiicke eingezeichnet und bewilligt. Jeder,
der die lokalen Verhaltnisse kennt, weiss dass mit einem zusétzlichen Fussweg die Garagenein-
fahrt noch viel gefahrlicher wird. Sollte es egal sein, wie der Wegverlauf sein wird, kann dieser
Weg auch noch etwas nach links verlegt werden. Es ware jetzt die Gelegenheit auf diesen Ent-
scheid zuriickzukommen um Privateigentum zu schitzen. Der Eigentimer wurde bereits geniigend
bestraft. Diese Planungszone ist ein massiver Eingriff in sein Privateigentum.

Marc Rubattel: Die vorliegende Situation ist klar, der Gemeinderat kann nicht anders entscheiden
als eine Planungszone zu erlassen. Er unterstellt dem Bauherrn auch nicht, dass er dies mit Absicht
gemacht hat. Der Fall ist klar.

Beschluss (8 ja bei 2 nein Stimmen bei 1 Enthaltung)

1. Der Gemeinderat erlasst, gestiutzt auf 8§ 23 PBG (Beilage 09), fur die Parzelle GB Biberist Nr.
1510 (Beilage 10, rot schraffiert) eine Planungszone fur 3 Jahre.

2. Der Gemeinderat hat die Festlegung der Planungszone wahrend 30 Tagen offentlich aufzulegen.
Wahrend der Auflagefrist kann dagegen beim Gemeinderat Einsprache erhoben werden.

RN 7 /LN 3756

2023-69 Erweiterung und Umbau Werkhofschulhaus mit Feuerwehrmagazin:
Nachtragskredit Bauprojekt - Beschluss

Bericht und Antrag Begleitteam Werkhofschulhaus

Unterlagen

e 01 Botschaft Urnenabstimmung Werkhofschulhaus vom 26.09.2021
e 02 Planvergleich Botschaft-Bauprojekt Werkhofschulhaus

e 03 Kostenvoranschlag rev. 10.05.2023
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Ausgangslage

An der Gemeindeversammlung vom 24. Juni 2021 (einstimmig bei 1 Enthaltung) sowie mit der Ur-
nenabstimmung vom 26. September 2021 (mit 2'199 Ja zu 570 Nein) wurde dem Erweiterungs- und
Umbauprojekt des Werkhofschulhauses mit Feuerwehrmagazin zugestimmt. Fur die Umsetzung
steht ein Verpflichtungskredit mit einem Kostendach von maximal CHF 5.7 Mio. zur Verfugung.

Die Kostenschétzung ist mit einer Genauigkeit von = 20% ausgewiesen. Das bedeutet, dass die zu
erwartenden Kosten maximal CHF 5.7 Mio. betragen durften.

Zudem wird der bewilligte Investitionskredit im Rahmen der Veranderung des Baukostenindexes der
Teuerung angepasst (Preisstand 1. April 2020 = 101.1 Punkte, Basis 1. April 2017 = 100.0 Punkte,
Zurcher Index der Wohnbaupreise).

Bereits vor der Urnenabstimmung wurde die Arbeitsgruppe strategische Gebaudeplanung beauf-
tragt, ein zweistufiges Planerwahlverfahren durchzufuhren.

Der Gemeinderat hat mit Beschluss Nr. 2022-11 am 31. Januar 2022 den Zuschlag fur die Planung
und Ausfiihrung dem Architekturbiiro baderpartner AG, Solothurn erteilt und gleichzeitig die Gesamt-
projektleitung der Abteilung Bau + Planung tUbergeben.

Um einen reibungslosen und effizienten Ablauf des Projektprozesses zu gewahrleisten, genehmigte
der Gemeinderat ebenfalls am 31. Januar 2022 das Pflichtenheft (Begleitteam Werkhofschulhaus)
und den Beizug eines externen Bauherrenvertreters.

Nach einem halben Jahr Verzégerung (Beschwerde Architektenwahl) konnte dann das Begleitteam
mit dem Architekten die Planung fur das Bauprojekt im September 2022 in Angriff nehmen. An der
Begleitteamsitzung vom 2. Méarz 2023 haben die Architekten das Bauprojekt und den Kostenvoran-
schlag vorgestellt. Die Gesamtkosten beliefen sich auf CHF 6'892'000.00 (inkl. MwSt.) mit einer
Kostengenauigkeit von + 10%.

An der Lesung vom 28. April 2023 wurde der Kostenvorschlag tberarbeitet und es sind mehrere
Kostenoptimierungen eingeflossen (Beilage Nr. 3).

Die Ausarbeitung des Bauprojektes erfolgte konsequent nach den Vorgaben (Raumprogramm und
Bauvolumen) der Botschaft zur Urnenabstimmung in enger Zusammenarbeit zwischen Begleitteam
und Architekt — 7 Sitzungen.

Mit dem vorliegenden Kostenvoranschlag wird der bewilligte Investitionskredit Uberschritten. Damit
das Begleitteam Werkhofschulhaus die nachste Phase (Ausfiihrung) auslésen kann, braucht es vom
Gemeinderat die Zustimmung fur einen Nachtragskredit.

Erwagungen

Die folgende Tabelle gibt einen Uberblick tiber den Kostenvergleich auf der Basis des bewilligten
Investitionskredites (Spalte 2), der Teuerung angepasster Investitionskredit (Spalte 3) sowie dem
revidierten Kostenvoranschlag vom 10. Mai 2023 (Spalte 4).

BKP/Arbeitsgattung Bewilligter Investiti- | Inkl. Teuerung 12% | Revidierter Kosten-
onskredit vom (April 2020 — Okto- | voranschlag vom
24.06.2021 ber 2022) 10.05.2023
1 Vorbereitungsarbeiten 188'000.00 210'000.00 429'000.00
2 Gebéaude 3'993'000.00 4'471'000.00 4'315'000.00
4 Umgebung 449'000.00 503'000.00 363'000.00
5 Baunebenkosten 158'000.00 177'000.00 143'000.00
6 Provisorium Feuerwehr + Schule 543'000.00 608'000.00 969'000.00
9 Ausstattung Feuerwehr + Schule 210'000.00 235'000.00 110'000.00
Reserve 159'000.00 180'000.00 295'000.00
Gesamttotal 5'700'000.00 6'384'000.00 6'624'000.00
Eingerechnete Kostengenauigkeit +20 % + 20 % +10 %
MwSt. 7.7% Inkl. Inkl. Inkl.
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Die Kostenuberschreitung gegentiber dem bewilligten Investitionskredit betragt gesamthaft CHF
924'000.00. Da der bewilligte Kredit der Teuerung angepasst werden kann, betragen die zu bewilli-
genden Mehrkosten CHF 240'000.00.

Fir die Kostenuberschreitung sind folgende Hauptgriinde verantwortlich:

Bei der Arbeitsgattung BKP 1 liegt eine grossere Abweichung vor, die aber darauf zuriickzufiihren
ist, dass eine Zuweisung gewisser Kosten sowohl dem BKP 1 als auch dem BKP 2 zugeordnet
werden kénnen. In diesem Kontext muss man die Kosten der BKP 1+2 gemeinsam gegeniberstel-
len. Eine massive Kostentiberschreitung im BKP 2 ist vor allem auf die Haustechnik (Heizung, Luf-
tung, Sanitéar, Elektro) zurtiickzufihren. In der Machbarkeitsstudie gingen die Fachplaner noch von
Kosten von insgesamt CHF 252'000.00 (Teuerung bereits berlicksichtigt) aus. Heute schlagen die
Kosten fur die Haustechnik im Kostenvoranschlag mit CHF 742'000.00 zu Buche, was Mehrkosten
von CHF 490'000.00 ausmacht.

Das vorgesehene Provisorium fur die Feuerwehr kann nicht wie angedacht auf dem HIAG Areal an
der Fabrikstrasse realisiert werden, auf welchem die bestehende Infrastruktur hatte genutzt werden
kénnen. Da sich das Areal nicht in Zentrumsnéhe befindet, kbnnen die Interventionszeiten, welche
in den Schutzzielen der Feuerwehrkonzeption 2030 festgelegt sind, bei einem Feuerwehreinsatz
nicht eingehalten werden. Als Alternativstandort bietet sich das Firmenareal der Ghielmetti AG an
der Industriestrasse an. Da die baulichen Grundvoraussetzungen nicht wie beim HIAG Areal vor-
handen sind, muss ein komplettes freistehendes, aus Leichtbauhallen und Containern bestehendes
Provisorium aufgestellt und mit den nétigen Werkleitungen erschlossen werden. Dadurch entstehen
weitere Mehrkosten in der Hohe von CHF 342'000.00 flir das Provisorium Feuerwehr im BKP. Die
Kosten fur das Schulprovisorium entsprechen in etwa denen aus der Kostenschatzung.

Die eingerechneten Reservekosten aus der Kostenschatzung entsprechen in etwa 2.8% der Ge-
samtkosten, was flr ein solches Um- und Erweiterungsbauvorhaben an der untersten Grenze ist.
Diese knappe Reserve wurde auf 4.5 % der neuen Gesamtkosten erhéht. Mit dieser Anpassung
entstehen weitere Mehrkosten von CHF 115'000.00.

Das Begleitteam hat bereits Einsparungen in der Hohe von CHF 268'000.00 vorgenommen. Diese
umfassen Kostenoptimierungen in den jeweiligen Arbeitsgattungen, sowie Verzicht auf Zusatzwin-
sche von Nutzern, z.B. den Personenaufzug ins Dach- und Kellergeschoss verlangern, Aussenge-
rateraum errichten, Umgebungsgestaltung vornehmen und der Ausbau der Halle im Schulgeschoss
zur Nutzung beizubehalten (diese ist nicht mehr méglich da mangelhafte Belliftung und Beleuchtung)
welche nicht Bestandteil der Botschaft waren. Die einzelnen Einsparungsmassnahmen wurden in
einem Factsheet zusammengetragen und einer Plausibilitatspriufung unterzogen. Dabei wurde fest-
gestellt, dass nicht alle vorgeschlagenen Einsparungsmassnahmen Sinn machen. Weitere Einspa-
rungen sind nicht realistisch, weil die von den Nutzern geforderte Nutzungsflexibilitat nicht eingehal-
ten werden kann oder den Betrieb hindern. Es ist davon auszugehen, dass im Rahmen der Spar-
massnhahmen gestrichene sinnvolle Optimierungsmassnahmen, welche nicht Bestandteil der Bot-
schaft waren, jedoch im Rahmen der Entwicklung des Vorhabens von der Machbarkeitsstudie zum
Bauprojekt gewilinscht wurden, zu einem spateren Zeitpunkt wieder thematisiert werden.

Beschlussentwurf

1. Der Gemeinderat nimmt die Mehrkosten fur das ausgearbeitete Bauprojekt zur Kenntnis und
bewilligt einen Nachtragskredit in der Hohe von CHF 240'000.00 (inkl. MwSt., Preisstand
01.10.2022)

2. Die Mehrkosten gehen zu Lasten des Investitionskontos Nr. 2170.5040.34.

3. Das Begleitteam Werkhofschulhaus wird damit beauftragt die Realisierungsphase (Ausfih-
rung) auszulésen.

Eintreten

Der Gemeinderat tritt stillschweigend auf das Geschétft ein.
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Detailberatung

Stefan Hug-Portmann weist darauf hin, dass ihm dieses Geschaft personlich keine Freude berei-
tet. Es muss zugegeben werden, dass das damalige Vorprojekt Mangel aufweist. Einerseits wurde
zu wenig fir das Feuerwehrprovisorium sowie fur die Haustechnik budgetiert.

Beim Provisorium der Feuerwehr geht man von einem Grundlagenirrtum aus. Anfanglich ging man
davon aus, dass das Provisorium der Feuerwehr auf dem Papieri Areal gunstig zu realisieren ist.
Dies ist offenbar nicht der Fall. Betreffend Haustechnik ist er enttauscht. Es wurde ein Haustech-
nikplaner beigezogen, der die Berechnungen gemacht hat. Im Nachhinein stellt man fest, dass die
Berechnungen vollig falsch sind. Zusatzlich ist noch die Baukostenteuerung zu berticksichtigen,
welche in den letzten zwei Jahren extrem hoch war. Diese ist indexiert und muss nicht diskutiert
werden. Er ist hin und her gerissen. Einerseits wurde mit einer hohen Stimmbeteiligung an der
Urne ein Kredit gesprochen, welcher nun nicht ausreichend ist, andererseits das Projekt nicht zu
realisieren, ist auch keine Losung. Es wird nun eine fundierte technische und politische Auseinan-
dersetzung notwendig sein.

Jurg Zeller: Das Begleitteam nahm seine Arbeit vor rund einem Jahr auf. Wegen einer Architek-
teneinsprache verzogerte sich das Projekt schon zu Beginn um ein halbes Jahr. Der Standort des
Provisoriums war nicht Bestandteil des Architektenauftrages. Beim eigentlichen Start des Projektes
war vieles noch unklar. Vorhanden war die Botschaft mit 5.7 Mio. CHF inkl. 20% Reserve. Vom Ar-
chitekten bestand eine Kostenzusammenstellung sowie eine einstellige Kostenzusammenstellung
vom Haustechnikplaner. Die Plane wurden unter Einbezug der Schule und der Feuerwehr ausge-
arbeitet. Das Resultat war erntichternd. Daraufhin wurde versucht Kosten einzusparen (siehe
Factsheet). Das Ergebnis ist nun der Nachtragskredit von CHF 240'000.-. Das Begleitteam war
der Meinung, bereits zum jetzigen Zeitpunkt den Nachtragskredit zu beantragen und nicht erst
nach der Ausschreibungsphase.

Stefan Hug-Portmann dankt dem Begleitteam, dass sie bereits zum jetzigen Zeitpunkt reagiert
haben und nicht erst, wenn alle Offerten vorliegen.

Peter Burki dankt fur die Transparenz; fur die SVP sind die Kosten zu hoch. Er will wissen, wer
den Entscheid gefallt hat, das Provisorium der Feuerwehr nicht auf dem HIAG Gelande zu realisie-
ren. Erist der Meinung, dass es mdglich sein sollte, die Feuerwehr wéahrend einem Jahr auf dem
HIAG Areal unterzubringen.

Stefan Hug-Portmann ist der Meinung bei Einsparungen soll bei den Provisorien eingespart wer-
den und nicht beim Projekt selber. Er fragt sich, ob die Abklarungen auf dem HIAG Areal serids ge-
macht wurden. Inzwischen hat auch der Feuerwehrkommandant gewechselt. Koni Jaggi hat Be-
denken die Interventionszeiten beim neuen Standort kénnten nicht eingehalten werden. Wenn dem
so ist, ist evtl. das Gesprach mit der SGV zu suchen, damit dies wahrend rund einem Jahr trotz-
dem ermdglicht wird. Er kann auch nicht mit Sicherheit sagen, ob Uberhaupt das Gesprach mit der
HIAG gesucht wurde.

Peter Burki wiinscht diesbezlglich Abklarungen mit der HIAG. So kénnten rund CHF 350'000 ein-
gespart werden, danach koénnten sie dem Antrag der FDP zustimmen.

Stefan Hug-Portmann erkléart, dass das Geschéft zurlickgewiesen werden kann, damit zuerst die
Abklarungen gemacht werden kénnen. Dies bedeutet, dass das Geschaft erst an der Budget-Ge-
meindeversammiung traktandiert werden kann und bis dahin weitere Arbeiten blockiert sind.

Peter Burki wiinscht keine Verzégerungen, ansonsten werden die Kosten noch mehr steigen. Be-
treffend Provisoren waren Abklarungen notig gewesen.

Seme Kaba: findet es komisch, dass die Gemeindeversammlung der Grund fiir die Verzégerung
sein soll. Ebenfalls eigenartig ist es, dass die Feuerwehr das HIAG Areal abweist, ohne diese ab-
zuklaren und zu begrinen.

Fur Stefan Hug-Portman ist es wichtig, dass sich der Gemeinderat bewusst ist, dass es beim Zu-
rickweisen des Geschafts zu Verzogerung des Projektes kommen wird.
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Raffael Kurt beantragt im Namen der FDP-Fraktion den Nachtragskredit fir die Erweiterung und
den Umbau des Werkhofschulhauses und des Feuerwehrmagazins zuhanden der Gemeindever-
sammlung auf 400'000 CHF zu erhohen. Dieser Nachtragskredit soll explizit nicht fur die Finanzie-
rung von Provisorien aller Betroffenen, sondern zweckgebunden fir den Umbau und die Sanierung
des Gebéaudes verwendet werden mit der Pramisse, dass maoglichst keine Folge-Investitionskosten
entstehen.

Andrea Weiss kann den Antrag nur unterstiitzen. Es ist irritierend, dass ein Projekt, welches auf
einer Kostenschatzung basiert, zu einer Urnenabstimmung kommt. Dies darf zukiinftig nie mehr
vorkommen. Den Antrag der FDP zum Dachausbau wurde damals abgelehnt, weil durch den
Dachausbau das Projekt nicht mehr der Botschaft entsprochen hatte. Sie ist der Meinung, dass bei
all den Kosteneinsparungen, das Projekt auch nicht mehr der Botschaft entsprechen wird. Die
Grine Fraktion ist absolut gegen diese Streichungen. Es muss dringendst nochmals tber die Strei-
chungen diskutiert werden.

Stefan Hug-Portmann erklart, dass bis anhin alle Urnenabstimmungen auf einer Kostenschétzung
basiert haben. Bis anhin war dies noch nie ein Problem, es &rgert ihn, dass dies nun anders ist.

Peter Burki: Die SVP kann dem Antrag der FDP aber mit CHF 240'000 zustimmen. Er fordert die
Verwaltung, die Feuerwehr und die Schule dazu auf, die Provisorien nochmals zu prifen.

Franziska Patzen und die SP Fraktion sind der gleichen Meinung. Das Provisorium der Feuerwehr
ist nochmals zu prifen und zu Uberdenken. Ebenfalls wiinscht sie keine Streichungen. Es ware
eine verpasste Chance, gewisse Arbeiten nicht zu tatigen.

Dominique Brogle: Die Mitte kann dem Antrag der FDP zustimmen. Vom Héren-Sagen sollen die
Hallen, welche fiir das Provisorium vorgesehen sind, auf dem HIAG Areal nicht mehr stehen.

Stefan Hug-Portmann kann zu dieser Aussage keine Stellung nehmen. Er hat keine Kenntnis da-
von. Von der FDP mdchte er gerne wissen, was mit den beantragen CHF 400'000 zu realisieren
ware.

Raffael Kurt ist der Meinung, dass es sinnlos ist Uber einzelne Punkte des Factsheets zu diskutie-
ren. Es geht darum, dass die Kosten zweckgebunden sind. Er wiinscht, dass das Begleitteam den
Bedarf bei Schule und Feuerwehr abholt, damit sie anschliessend die Streichungen vornehmen
konnen. Es ist nicht am Gemeinderat einzelne Punkte zu streichen. Der Passus in der Botschaft
Die bestehenden Schulraume werden grundsatzlich nicht tangiert, ist zu hinterfragen und er macht
ein grosses Fragezeichen.

Stefan Hug-Portmann erklart, dass an der Botschaft nichts mehr zu andern ist. Diese ist Vergan-
genheit. Er ist aber der Meinung, dass eine Pinselsanierung trotz dieser Aussage in der Botschaft
mdoglich ware. Stefan Hug-Portmann winscht die Meinung des Begleitteams zu den CHF 240'000
oder die beantragten CHF 400'000 zu wissen.

Jurg Zeller weiss nicht wie die CHF 400'000 zustande gekommen sind. Sollten in den nachsten
20 Jahre keine Renovationen mehr gemacht werden, miisste die grosse Vorhalle sowie die Schul-
zimmer im Schulhaus ebenfalls saniert werden. Die AG, welche die Botschaft ausgearbeitet hat,
hat damals aber entschieden, die Schulzimmer sowie die Vorhalle im jetzigen Zustand zu belas-
sen. Das Begleitteam hat sich nun strikte an die Botschaft gehalten, weshalb dies nun auch nicht
berechnet wurde. Eine Pinselsanierung reicht aber fiir diese Raumlichkeiten nicht aus. Die Béden,
die Akustik sowie die ganze Elektroinstallation miissten saniert werden. Die Kosten wéaren zu verifi-
zieren und ob die CHF 400'000 ausreichend sind, weiss er nicht, er geht davon aus, dass dies
nicht ausreichend sein wird.

Raffael Kurt erklart, dass die CHF 400'000 den im Factsheet ausgewiesen Totaleinsparmassnah-

men entsprechen. Er ist der Meinung, dass die Summe ausreichend sein sollte, wenn die Einspa-
rungen fir die Provisorien noch mitgerechnet werden.
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Stefan Hug-Portmann fasst zusammen. Es liegt ein Antrag vor, den Nachtragskredit auf

CHF 400'000 zu erhéhen. Einsparungen sind primar bei den Provisorien der Feuerwehr zu ma-
chen. Deshalb sollten nochmals Abklarungen beziglich Papieri-Areal fir die Provisorien der Feu-
erwehr gemacht werden.

Sabrina Weisskopf begriindet den Nachtragskredit. Die Pflasterlipolitik, welche an den Schulge-
bauden praktiziert wird, ist falsch und macht keinen Sinn. Wenn ein Gebaude saniert wird, sollte es
auch richtig gemacht werden. Bei der Besichtigung der RAumlichkeiten erschrak sie tiber den Zu-
stand des Gebaudes. Mit dem Umbau ist jetzt auch der richtige Moment die Renovationen richtig
zu machen.

Peter Burki stellt einen Ruckweisungsantrag. Er zieht die Unterstiitzung des Antrages der FDP
zuriick. Die SVP wiinscht zuerst eine ausfuhrliche Abklarung betreffend Provisorien und Sanie-
rungskosten der Schulraumlichkeiten.

Caroline Schlacher erklart, dass durch die Verzégerung wegen den weiterfiihrenden Abklarungen
den Schulen kein Nachteil entsteht. Sollten die Raumlichkeiten ebenfalls saniert werden, ist dies
nur ein Vorteil fir die Schule.

Far Markus Dick ist eine Zuriickweisung des Geschaftes zum jetzigen Zeitpunkt sinnvoll. Der Ge-
meinderat macht sich gegentiber der Bevolkerung unglaubwirdig, wenn heute bei so vielen offe-
nen Punkten ein Entscheid gefallt wird. Das vernunftigste ist jetzt Abklarungen zu treffen und noch-
mals eine Auslegeordnung zu machen. Sollte es dann doch zu einem Nachtragskredit kommen,
welcher durch das Volk zu genehmigen ist, muss es das letzte Mal sein.

Stefan Hug-Portmann kann dem Rickweisungsantrag zustimmen. Die Wahrscheinlichkeit, dass
es Mehrkosten geben wird, ist gegeben. Einsparungen sind bei den Provisorien und weniger bei

der definitiven Losung zu tatigen. Unter diesem Aspekt, das Projekt nochmals seriés zu tberpri-
fen, ist der Rickweisungsantrag nicht falsch. Die Mehrkosten dirfen maximum CHF 400'000 be-
tragen.

Raffael Kurt erklart, dass genau dies in seinem Antrag steht und deshalb kein Rickweisungsan-
trag notwendig ist.

Stefan Hug-Portmann mdchte aber weitere Details zu den Provisorien und den genauen Kosten
fur die Sanierung der Schulraume. Deshalb kann er dem Rickweisungsantrag zustimmen.

Marc Rubattel stellt einen Ordnungsantrag. Es liegen Antrége vor, Uber die nun abzustimmen
sind.

Seme Kaba schlagt vor, die Provisorien separat zu diskutieren. Stefan Hug-Portmann erklart,
dass diese ein Teil des Projekts sind, weshalb sie nicht separat behandelt werden kénnen.

Jurg Zeller ist der Meinung, dass der Ausbau der Schulrdume eine Projektanderung ist und somit
nicht mehr der Botschaft entspricht. Aus diesem Grund wurde damals auch der Dachausbau abge-
lehnt.

Stefan Hug-Portmann ist nach wie vor der Meinung, dass ein Ausbau der Schulraume nicht mehr
der Botschaft entspricht, eine Pinselsanierung und eine notwendige Sanierung der Elektroinstallati-
onen aber realisierbar ist.

Andrea Weiss will wissen, ob die Botschaft durch die Gemeindeversammlung abgeandert werden
kann. Stefan Hug-Portmann erklart, dass dies nicht méglich ist.

Die SVP stellt einen Riickweisungsantrag (7 ja zu 2 nein Stimmen bei 2 Enthaltungen)

Stefan Hug-Portmann erklart, dass das Geschéft nun zurlick ans Begleitteam geht. Die Verzége-
rung ist vertretbar.
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Sabrina Weisskopf fragt sich, ob das ganze Projekt nicht zurtick auf Start gesetzt werden soll.
Der Gemeinderat ist sich einig, dass der Dachausbau zu realisieren sowie die Schulraume zu re-
novieren sind. Jetzt sollte das Projekt nochmals serids vorbereitet werden. Sie schliesst auch keine
wesentlichen Anderungen des Projekts aus.

Stefan Hug-Portmann: Sollte das Begleitteam zum Schluss kommen, dass eine komplette Pro-
jektanderung die Losung ist, wird es erneut im Gemeinderat traktandiert.

Jurg Zeller weist darauf hin, dass in einem solchen Fall das ganze Architektenverfahren nochmals
durchzufiuhren ware.

Sabrina Weisskopf: Der Verlauf dieses Projektes sollte ein Learning fur die Zukunft sein, dass
dies nicht der richtige Weg ist. Sie fragt sich, weshalb der Dachstock oder auch die Sanierung der
Schulrdume nicht von Beginn an miteinbezogen wurde.

Stefan Hug-Portmann erklart, dass diese Entscheide von der AG strat. Geb&audeplanung gefallt
wurden und in der Zwischenzeit die AG aus anderen Mitgliedern besteht.

Markus Dick weist darauf hin, dass die Botschaft dazumal vom Gemeinderat verabschiedet
wurde.

Beschluss (7 ja zu 2 nein Stimmen bei 2 Enthaltungen)
Der Gemeinderat weist das Geschéft zuriick mit dem Auftrag an das Begleitteam weitere Abkl&-
rungen betreffend Provisorien und Sanierung der Schulraume sowie der Vorhalle zu treffen.

RN 7.6.4.4 / LN 3093

2023-70 kids&teens - Reglemente Schuljahr ab 2023/2024 - Beschluss

Bericht und Antrag

Unterlagen
o Tarifreglement Hort und Mittagstisch ab SJ 23/24
o Tarifreglement Spielgruppe ab SJ 23/24

Ausgangslage
Am 5. September 2022 hat der Gemeinderat entschieden die Stiftung kids&teens per 31. Juli 2023
aufzulésen und die gesamte Organisationseinheit der Schule anzugliedern und der Schulleitung zu
unterstellen ist.

Der Betrieb von Hort und Mittagstisch sowie Spielgruppe erfolgt ab August 2023 gleich wie zuvor
wahrend der Zeit, als kids&teens in die Stiftung eingebunden war. Betreuungszeiten sowie Module
und Modulpakete sind unverandert. Entsprechend sollen auch die Tarife analog ausgestaltet bzw.
gemass dem Tarifmodell aus der Stiftung Gbernommen werden.

Erwagungen
Fur Hort und Mittagstisch werden Betreuungskosten sowie Verpflegungskosten festgelegt.

Die Kosten fiir das Mittagessen werden nach Altersstufen verrechnet, die Kosten fiir Frihstiick,
Znini und Zvieri sind altersunabhéngig ausgestaltet. Je nach Mahlzeit und Alter kostet die Verpfle-
gung zwischen CHF 2.- und CHF 15.-. Details kbnnen dem Tarifreglement entnommen werden.

Fur die Betreuung wird ein Grundtarif pro Stunde & CHF 12.50 festgelegt.

Die Betreuungszeiten sind in Modulen von unterschiedlicher Zeitdauer ausgestaltet. Je nach Modul
betragt die Betreuungszeit zwischen 1 bis 4 Stunden. Module wiederum kdnnen in Modulpakete
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zusammengefasst werden. Je nach zeitlichem Umfang eines Modulpaketes reduziert sich der
Grundtarif pro Stunde um min. 5 bis max. 25%. Details konnen dem Tarifreglement entnommen
werden.

Der Grundtarif der Betreuungskosten fiir den Spielgruppenbesuch a 2,5 Stunden betragt CHF 30.-.

Sowohl fur Hort, Mittagstisch wie auch fur die Spielgruppe wird fur Kinder mit Wohnsitz in Biberist
ein Sozialtarif fir die Betreuungskosten angewendet.

Dieser richtet sich nach dem Einkommen der Eltern sowie allfélliger Konkubinatspartner und der
Anzahl unterhaltspflichtiger Kinder in der Familie. Je nach Sozialtarif variiert die Ubernahme der
Eltern fur die Betreuungskosten zwischen 100% und 30%. Details kbnnen den Tarifreglementen
entnommen werden.

Familien, welche nicht in Biberist wohnen, bezahlen den vollen Betreuungstarif bzw. kdnnen sich
bei Hort und Mittagstisch bei mehr als 2 betreuten Kindern nach einer Geschwisterermassigung
erkundigen.

Beschlussentwurf
1. Der Gemeinderat genehmigt das Tarifreglement Hort und Mittagstisch zu Handen der Ge-
meindeversammlung.
2. Der Gemeinderat genehmigt das Tarifreglement Spielgruppe zu Handen der Gemeindever-
sammlung.

Eintreten
Der Gemeinderat tritt stillschweigend auf das Geschétft ein.

Detailberatung

Sabrina Weisskopf ist aufgefallen, dass die Tarifzeiten nicht mit den Schulzeiten Gbereinstimmen.
Wenn das Reglement schon angepasst wird, bittet sie dies auch zeitlich abzustimmen. So wie es
vorliegt, macht es keinen Sinn.

Seme Kaba glaubt, dass die Schulzeiten, welche vor zwei Jahren angepasst wurden, lediglich in
der Schule nicht aber im Hort angepasst wurden. Sie winscht dies korrekt anzupassen.

Sandra Bloch bestatigt dies. Kids&teens hatte keine Kenntnis von den Schulzeitenanpassung der
Schule, sodass nichts geandert wurde. Die Uberschneidungen ist auch die Zeit, in der die Kinder
sich bereit machen fir den Wechsel in die Schule. Viele Kinder beanspruchen auch lediglich den
Nachmittag in kids&teens, weshalb die Tarife bereits ab 13.30 Uhr gelten.

Seme Kaba wilinscht die Tarifzeiten anzupassen.

Sandra Bloch erklart, dass bei der Anpassung der Tarifzeiten auch die ganzen Strukturen anzu-
passen sind. Durch die Zeitanpassungen é@ndern sich die Module, weshalb in diesem Fall auch die
Tarife anzupassen sind. Stefan Hug-Portmann macht dem Gemeinderat beliebt, die Zeiten beizu-
behalten und die paar Minuten, welche die Kinder friiher oder spater kommen, pragmatisch zu
handhaben. Er schlagt vor auch hier im Reglement einen Range anzugeben. Auch dieses Regle-
ment ist spatestens in drei Jahren nochmals zu Uberarbeiten.

Sabrina Weisskopf erklart, dass es nicht korrekt ist. Die Eltern haben die Zeit zu bezahlen, wel-
che fur die Betreuung beansprucht wird. Das Reglement kann so verabschiedet werden, ist aber
im Verlauf zu korrigieren, damit es korrekt ist.

Stefan Hug-Portmann sieht dies auch so und bittet dies so zu verabschieden und gleichzeitig den
Auftrag zu erteilen, das Reglement neu zu Uberarbeiten.

Dominique Brogle will wissen, wie oft die Tarife Uberprift werden. Caroline Schlacher erklart,
dass die bestehenden Tarife im Moment von den Schulen tibernommen werden.

Raffael Kurt erklart, dass die Gesamtrechnung stimmen muss. Kids&teens sollte selbstragend
sein. Im Wissen, dass eine Ubernahme durch die Schule ansteht, wurde in den letzten 1.5 Jahren
keine Anpassungen vorgenommen. Es ist aber sicher legitim zukunftig die Tarife zu prifen.
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Dominique Brogle: Die Betreuungsgutscheine sind in 3 Jahren zu tGberprufen, er schlagt vor,
gleichzeitig auch die Tarife zu prifen.

Stefan Hug-Portmann ist der Meinung, die Tarife vorher in Zusammenhang mit den Tarifzeiten zu
prufen.

Seme Kaba will wissen, wie die Tarife inkl. Mittagessen zusammengesetzt sind, wieviel davon an
den L&abesgarte und wieviel an die Gemeinde gehen.

Stefan Hug-Portmann erkléart, dass die vorliegenden Tarife die Eltern fiir die Betreuung bezahlen.
Ein Teil davon geht fiir die Mittagessen an den L&abesgarte und ein Teil an kids&teens. Er geht da-
von aus, weder der Labesgarte noch kids&teens einen grossen Gewinn daraus erzielt hat.

Seme Kaba weist aber darauf hin, dass kids&teens im letzten Jahr einen Gewinn erzielt hat.
Sandra Bloch erklart, dass die Kosten flir das Mittagessen je nach Altersstufen verrechnet wer-
den. Die Kosten fir Fruhstuck, Zniini und Zvieri sind altersunabhangig gestaltet. Je nach Mahlzeit
und Alter kostet die Verpflegung zwischen CHF 2.- und CHF 15.-.

Caroline Schlacher erklart, dass der Auftrag fir die Schule war, kids&teens in bestehender Form
inkl. aller Reglemente und Tarife zu Gbernehmen. Sie stellt fest und nimmt mit Freude zur Kennt-
nis, dass der Gemeinderat nun feststellt, dass dies nicht ein Selbstlaufer ist, sondern die Uber-
nahme Zeit, Ressourcen und Uberlegungen beansprucht. Die Schule braucht eine Rechtsgrund-
lage, damit anschliessend die Reglemente und Tarife Gberarbeitet werden kénnen. Mit der Zustim-
mung dieses Geschéftes erhalt die Schule diese Rechtsgrundlage.

Sabrina Weisskopf winscht die Tarife jetzt in vorliegender Form zu Ubernehmen, in nachster Zeit
aber zu Uberprifen.

Raffael Kurt prazisiert die Aussage von Seme Kaba, dass kids&teens im letzten Jahre einen Er-
tragsuiberschuss von CHF 1'300.- erzielt hat. Er denkt nicht, dass man hier von einem grossen Ge-
winn sprechen kann.

Peter Burki stellt einen Ordnungsantrag. Es soll nun Uber den Beschlussesentwurf abgestimmt
werden.

Beschluss (einstimmig)
1. Der Gemeinderat genehmigt das Tarifreglement Hort und Mittagstisch zu Handen der Ge-
meindeversammiung.
2. Der Gemeinderat genehmigt das Tarifreglement Spielgruppe zu Handen der Gemeindever-
sammliung.
3. Die Schule wird beauftragt, die Tarifreglemente von Hort, Mittagstisch und Spielgruppe zu
Uberarbeiten.

RN 2.0/ LN 3755

2023-71 Familienergéanzende Kinderbetreuung; Subjektfinanzierung - Wiedererwa-
gung - Beschluss

Bericht und Antrag des Gemeindeprasidiums

Unterlagen

¢ Reglement Uber die Subventionierung der familienerganzenden Kinderbetreuung der Einwoh-
nergemeinde Biberist (Subjektfinanzierung), Version 5 clean.

o Reglement Uber die Subventionierung der familienergdnzenden Kinderbetreuung der Einwoh-
nergemeinde Biberist (Subjektfinanzierung), Version 5 Korrekturmodus
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Ausgangslage

Am 8. Mai 2023 hat der Gemeinderat das Reglement tber die Subventionierung der familienergan-
zenden Kinderbetreuung der Einwohnergemeinde Biberist (Subjektfinanzierung) zuhanden der Ge-
meindeversammliung verabschiedet. § 7 regelt die Kompetenzdelegation zur Héhe, Festsetzung
und Umfang der Betreuungsgutschriften. Nach Rucksprache mit dem Amt fur Gemeinden (AGEM)
genlgt die verabschiedete Formulierung nicht. Aus diesem Grund wurde das Reglement ange-
passt und wird dem GR nochmals zum Beschluss unterbreitet.

Erwagungen

Das vom Gemeinderat verabschiedete Reglement entspricht dem Musterreglement des VSEG.
Leider hat sich im Nachhinein gezeigt, dass die in § 7 formulierte Kompetenzdelegation ungenu-
gend ist. Aus diesem Grund wird das Reglement dem Gemeinderat nochmals vorgelegt.

Da das Reglement vom Gemeinderat bereits rechtsgultig verabschiedet worden ist, muss dieser
zuerst dariiber bestimmen, ob er auf den Beschluss zurtickkommen will.

Beschlussentwurf
1. Ziff. 3 des GR-Beschlusses 2023-52 wird in Wiedererwdgung gezogen.
2. Der Gemeinderat beschliesst das Reglement tiber die Subventionierung der familienergén-
zenden Kinderbetreuung der Einwohnergemeinde Biberist (Subjektfinanzierung) zu Handen
der Gemeindeversammiung.

Eintreten
Der Gemeinderat tritt stillschweigend auf das Geschatt ein.

Detailberatung

Stefan Hug-Portmann erklart, dass das Geschéft bereits an der letzten Gemeinderatssitzung trak-
tandiert war. Schon damals hatte er das Gefuihl das Reglement sei zum Teil rechtswidrig, obwohl
es auf der Vorlage des VSEG basiert. Nach der GR-Sitzung nahm er diesbezliglich Ricksprache
mit dem Rechtsdienst vom Amt fir Gemeinden. Der Rechtsdienst hat dies bestatigt. In der nun
Uberarbeiteten Version hat sich inhaltlich gegeniiber dem Gemeinderatsbeschluss nichts geandert.
Es geht lediglich darum, dass die Eckwerte fir die Betreuungsgutscheine im Reglement aufzufih-
ren sind und nicht nur in der Verordnung. Es braucht ein Reglement als Rechtsgrundlage damit die
Institution die entsprechenden Gebihren abrechnen kann.

Sabrina Weisskopf: Kompetenzen sind in gesetzlichen Grundlagen zu klaren, aber nicht so detail-
lierte Eckwerte. Die Kompetenz zur Regelung der Eckwerte kann im Reglement dem Gemeinderat
erteilt werden, wie dies in der ersten Version der Fall ist. Aus ihrer Sicht reicht dies und sie be-
grusst diese Art. Damit ist die Flexibilitat gegeben, ansonsten ware das Reglement bei jeder Ande-
rung von der Gemeindeversammlung neu zu genehmigen. Andererseits kann sie sich nicht vorstel-
len, dass jemand gegen das Reglement in der aktuell vorliegenden Form geklagt hatte. Sie
wuinscht, dass der Paragraf 8 so im Reglement gestrichen wird. Er bietet zu wenig Flexibilitat und
der Gemeinderat hat sich fir schlanke Reglemente ausgesprochen.

Stefan Hug-Portmann kann dem zustimmen, dass das Reglement so sehr detailliert verfasst ist.
Er wirde es begriissen, wenn im Reglement eine Bandbreite definiert ist. Heute ist der letzte Mo-
ment vor der Gemeindeversammlung um das Reglement zu verabschieden. Deshalb wurde in der
neuen Version des Reglements die Eckwerte, welche im Gemeinderat ausgiebig diskutiert wurde,
Ubernommen. Das Reglement ist ein sogenannter Sunset Act, das heisst, es gilt dieses in drei Jah-
ren zu Uberarbeiten. Unter diesem Aspekt ist es vertretbar, dieses detaillierte Reglement zu Han-
den der Gemeindeversammlung zu verabschieden. Dieses Vorgehen war auch die Empfehlung
des Juristen vom Amt fir Gemeinden.

Sabrina Weisskopf sieht den Aufwand nicht, anstelle der Details ist die Delegationsregelung auf-
zufuhren.

Stefan Hug-Portmann erkléart, dass die Kompetenzregelung nicht ausreichend ist, mindestens die
Bandbreite ist aufzufiihren. Um sicherzustellen, dass die Regelung genau den Vorstellungen des
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Gemeinderates entspricht, wurde die Regelung aus der Verordnung ins Reglement tibernommen.
Er gibt zu, dass damit die Flexibilitat nicht gegeben ist, da es bei einer Anderung vor die Gemein-
deversammlung muss. Personlich ist er aber der Meinung, dass dieses Reglement fiir die nachs-
ten drei Jahre Gultigkeit haben kann. Er macht deshalb dem Gemeinderat beliebt, diesem Regle-
ment so zuzustimmen. Es hat auch einen Vorteil. Ist man mit den Tarifen nicht einverstanden,
muss das Reglement an der Gemeindeversammiung zuriickgewiesen werden und somit kénnen
keine Betreuungsgutscheine angeboten werden. Die Diskussion Uber die Betreuungsgutscheine
findet somit an der Gemeindeversammlung statt.

Sabrina Weisskopf will genau dies verhindern. Die Gemeindeversammlung ist nicht der richtige
Ort, die Tarife zu diskutieren. Die Tarife sind ein klassischer politischer Entscheid, welcher vom
Gemeinderat zu fallen ist.

Stefan Hug-Portmann erklart, dass es schlussendlich eine Gebihr ist, welche eine Rechtsgrund-
lage bendtigt, welche von der Gemeindeversammlung zu verabschieden ist.

Das Reglement muss mindestens den minimalen Elternbeitrag, das massgebende Einkommen,
die individuelle Férderung von Kindern mit besonderen Bediirfnissen enthalten. Auch wenn diese
Diskussion unangenehm sein werden, die Bevolkerung hat das Recht dazu.

Raffael Kurt will wissen, ob Anderungsantrage an der Gemeindeversammlung maglich sein wer-
den. Stefan Hug-Portmann erklart, dass genau jetzt Anderungen moglich sein werden.

Markus Dick will wissen, ob es auch bei einem Reglement mdglich ist, dass an einer Gemeinde-
versammlung 20% der Anwesenden eine Urnenabstimmung verlangen kdnnen. Stefan Hug-Port-
mann bestatigt dies, erwéhnt aber, dass dies kein Urnenabstimmungs-wirdiges Thema ist, zumal
das Reglement nur fur drei Jahre Gultigkeit hat und danach zu tberarbeiten ist.

Markus Dick beantragt eine Unterbrechung der Sitzung.

Sabrina Weisskopf beantragt im Reglement lediglich Bandbreiten festzulegen. Dem Gemeinderat
soll die Kompetenz erteilt werden, die genauen Tarife festzulegen.

Der minimale Elternbeitrag betragt:

a. in Kindertagesstatten CHF 30.00 — CHF 70.00 pro Kind und Tag (6 Stimmen)

b. in Tagesfamilien CHF 3.00 - CHF 7.00 pro Betreuungsstunde. (9 Stimmen)

2 Antragstellende mit einem massgebenden Einkommen bis CHF 40'000 gemass § 7 erhalten

den vollen Betreuungsgutschein. Ab einem Einkommen von CHF 160'000 werden keine Be-
treuungsgutscheine mehr ausgerichtet. (8 ja bei 2 nein Stimmen bei 1 Enthaltung)

Stefan Hug-Portmann kann dem zustimmen und winscht die Kompetenz zu erhalten, dies im
Reglement entsprechend aufzufihren.

Marc Rubattel fragt nach dem Grund der Erh6hung auf CHF 70.- pro Kind und Tag. Sabrina
Weisskopf erklart, dass dies ein Kompromiss aus der Diskussion vom 8.5.2023 ist.

Seme Kaba ist mit diesem Antrag nicht einverstanden. Das letzte Mal wurden die Betrage festge-
legt und die Tarife sind nicht mehr zu erhéhen, sie wiinscht auch keine Bandbreiten.

Stefan Hug-Portmann: Der Antrag der FDP mit den Bandbreiten entspricht der verabschiedenden
Verordnung. Es besteht die Mdglichkeit, dass die Gemeindeversammlung die Bandbreiten veran-
dert, somit musste auch die Verordnung im Anschluss vom Gemeinderat neu beschlossen werden.

Marc Rubattel stellt den Antrag die Bandbreite fir den minimalen Elternbeitrag von CHF 30.00 bis
CHF 50.00 pro Kind und Tag (5 Stimmen),
respektive CHF 3.00 bis CHF 5.00 pro Betreuungsstunde festzulegen. (2 Stimmen)

Der obsiegende Antrag CHF 30.00 — CHF 70.00 pro Kind und Tag wird dem urspriinglichen Antrag
von CHF 50.00 pro Kind und Tag gegentbergestellt. (6 ja bei 4 nein Stimmen bei 1 Enthaltung)
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Stefan Hug-Portmann wird das Reglement fur die Gemeindeversammlung entsprechend anpas-
sen. Die vom Gemeinderat bereits verabschiedete Verordnung ist kompatibel mit dem Reglement.
Sabrina Weisskopf wiinscht die neue Fassung einzusehen.

Beschluss

1. Ziff. 3 des GR-Beschlusses 2023-52 wird in Wiedererwdgung gezogen. (einstimmig)

2. Der Gemeinderat beschliesst das Reglement Uber die Subventionierung der familienergan-
zenden Kinderbetreuung der Einwohnergemeinde Biberist (Subjektfinanzierung) zu Handen
der Gemeindeversammliung
Der minimale Elternbeitrag betragt:

- in Kindertagesstatten CHF 30.00 — CHF 70.00 pro Kind und Tag

- in Tagesfamilien CHF 3.00 - CHF 7.00 pro Betreuungsstunde

- Antragstellende mit einem massgebenden Einkommen von CHF 40'000 — CHF 130'000
erhalten Betreuungsgutscheine. (7 ja bei 4 nein Stimmen)

RN 5.10/ LN 3328

2023-72 Antrag Fraktion Griine: Anderung Reglement (iber das Abfallwesen, Ver-
wendung von Mehrweggeschirr - Beschluss

Bericht und Antrag

Unterlagen
e Antrag der Grinen Fraktion

Ausgangslage
Die Fraktion der Griinen hat am 01.05.2023 folgenden Antrag per Mail ans Gemeindeprasidium
eingereicht:

Antrag zur Anderung des Reglements (iber das Abfallwesen:

Biberist erlasst fur bewilligungspflichtige Anlasse auf offentlichem Grund die Auflage, Mehrwegge-
schirr zu verwenden.

Es gilt eine Ubergangsfrist von 2 Jahren. In der Ubergangsphase sollen freiwillige Losungen ange-
regt werden.

Begriindung:

Ressourcen sparen, Abfall vermindern

An Anlassen wie der Biberister Chilbi oder der Bundesfeier entstehen jahrlich betrachtliche Men-
gen an Abfall durch Plastik-Einweggeschirr. So werden wertvolle Ressourcen, die bei Produktion,
Transport und Entsorgung eingesetzt werden miissen, fir eine sehr kurze Nutzungsdauer ver-
schwendet.

Klnftig sollen Ess- und Trinkwaren in Mehrweggebinden — vorzugsweise gegen Pfand - abgege-
ben werden, so dass Teller, Besteck und Trinkgeféasse zurlickgebracht und wieder verwendet wer-
den kdnnen. Dies ist ein wichtiger Beitrag zur Kreislaufwirtschaft.

Dabei gilt es mit Augenmass vorzugehen. So kénnen Angebote, die in Papiertliten oder mit Papier-
serviette abgegeben werden kdnnen, von der Mehrwegpflicht ausgenommen sein.

Tragbare Mehrkosten, mehr Kostenwahrheit

Die mit Mehrweggeschirr verbundene Preiserh6hung belauft sich je nach Konsumation zwischen
20 Rp bis zu 2 Fr. (Miete, Reinigung und Logistik). Diese leicht hoheren Kosten sind dem sorgsa-
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meren Umgang mit Ressourcen geschuldet und sie sind ein Beitrag zur Kostenwahrheit im Kon-
sum. (Das Pfand von ublicherweise 2.- kann selbstverstéandlich nicht als Aufpreis verstanden wer-
den.)

Verschiedene Anbieter prifen

Professionelle Betriebe wie Fotra Grenchen bieten einen Rundum-Service inklusive Beratung. Dies
kann insbesondere bei der Einfuhrung des Mehrwegsystems von grossem Nutzen sein. Alternativ
soll auch gepruft werden, ob kinftig ein lokales Unternehmen diese Dienstleistung anbieten kann.
Dies ergibt Vorteile bezlglich Transport und Kommunikation sowie eine zusatzliche Verdienstmog-
lichkeit in unserer Gemeinde.

Erwagungen

Die Fraktion der Griinen reichte den Antrag am 01.05.2023 per Mail ans Gemeindeprasidium ein.
Gemass Gemeindegesetz des Kantons Solothurn vom 16. Februar 1992 (BGS 131.1 ) 823 Bst. b)
sowie Gemeindeordnung der Einwohnergemeinde Biberist vom 17. Mai 2001 (R-111) § 43 Ziff. 1
kénnen 20% der Mitglieder des Gemeinderates verlangen, dass eine Gemeinderatssitzung einzu-
berufen ist, wobei gleichzeitig die zu behandelnden Geschéafte bekanntzugeben sind. In Anwen-
dung dieser Bestimmungen kann mindestens ein Finftel der Mitglieder des Gemeinderates den
Antrag stellen, dass ein Thema im Gemeinderat diskutiert wird. Die Fraktion der Griinen umfasst
zwei Mitglieder, mit der Stimme des Gemeindeprasidenten ist das Quorum erreicht und das Ge-
schatt ist zu traktandieren.

Dabei ist heute ausschliesslich die Diskussion dariiber zu fihren, ob der Antrag weiterverfolgt wer-
den soll. Falls dem zugestimmt wird, werden die entsprechenden Abkl&rungen vorgenommen und
der Antrag wird dem Gemeinderat zu einem spateren Zeitpunkt zum Beschluss unterbreitet. Heute
soll keine inhaltliche, fachliche Diskussion gefiihrt werden.

Beschlussentwurf

Eintreten
Der Gemeinderat tritt stillschweigend auf das Geschétft ein.

Detailberatung

Dominique Brogle dankt fir den Antrag. Grundséatzlich ist dies eine gute Idee und voll im Trend.
Heutzutage bestehen bereits viele Moglichkeiten. In Zukunft werden bestimmt noch weitere Mog-
lichkeiten geboten, weshalb die Mitte Fraktion den Antrag mit explizit Mehrweggeschirr nicht unter-
stutzen wird.

Markus Dick: Der Antrag geht grundséatzlich in eine verniinftige Richtung. Fur die Vereine ist der
logistische Aufwand in Grenzen zu halten. Das Beharren auf Mehrweggeschirr ist ihm zu stur for-
muliert. Es bestehen noch andere Mdglichkeiten wie z.B. kompostierbare Losungen. Es kdnnten
auch Lésungen mit dem Labesgarte gesucht werden oder im ehemaligen Militdresssaal ist eben-
falls Geschirr vorhanden. Es ist aber zu bedenken, dass die Gemeinde die Privatwirtschaft nicht
konkurrenziert. Deshalb waren solche Losungen nur fir Biberister Vereine vorgesehen. Er be-
grisst, dass mit der Kilbikommission bereits das Gesprach gesucht wurde. Eine Stossrichtung,
welche Kosten nicht in die Hohe treibt, kdnnen Sie nicht unterstitzen.

Andrea Weiss informiert, dass die Regelung bereits in mehreren Gemeinden im Kanton Solo-
thurn, sowie z. B. im ganzen Kanton Bern bereits angewandt wird. Es kann davon ausgegangen
werden, dass es durch eine restriktivere Handhabung von Kunstoffen in der EU zu einer Verknap-
pung von Kunststoffprodukten und einer darauffolgenden Preiserhhung kommen wird.

Fur die Standbetreiber kann dies somit interessant sein auf ein Mehrwegsystem umzustellen. Sie
hatte Kontakt mit Konrad Gisler, Prasident der Kilbikommission, welcher ihr bestatigte, dass in der
Kommission bereits Diskussionen zu diesem Thema gefiihrt wurde. Die Vereine sind eher skep-
tisch, da sie Mehrkosten erwarten. Es ist aber davon auszugehen, dass die Konsumentenkosten
marginal steigen werden. Auch der Aufwand halt sich fur die Standbetreiber in Grenzen Konrad
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Gisler hatte auch schon Kontakt mit dem Labesgarte, welcher von der Idee, das Geschirr von
ihnen zu beziehen, interessiert ist.

Der Grinen Fraktion geht es auch darum das Konzept lokal und nah umzusetzen. Aus 6kologi-
scher Sicht macht kompostierbares Geschirr keinen Sinn. Die Verrottungsdauer ist zu lang und es
bestehen keine Recyclinganlagen fir Kompostierbares. Deshalb macht nur Mehrweggeschirr wirk-
lich einen Sinn. Fur die Kilbikommission ist es wichtig, politischen Riickhalt zu erhalten.

Aus Sicht von Stefan Hug-Portmann spricht nichts dagegen den Antrag weiterzuverfolgen. Es
werden bereits Gesprache gefiihrt und Uberlegungen gemacht.

Raffael Kurt: In der weiteren Prifung dieses Konzepts soll gepruft werden, ob eine Kostenneutrali-
tat fir die Vereine machbar ist, indem die Einwohnergemeinde die Mehrkosten tibernehmen soll.

Sabrina Weisskopf: Das Anliegen ist absolut berechtigt. Einem Verbot kann sie aber nicht zustim-
men. Der Wechsel auf Mehrweggeschirr kommt von allen, die Gesellschaft wiinscht dies und der
Konsument ist auch bereit die Mehrkosten zu bezahlen. Die Motion ist eine gute Sache, von Seiten
Gemeinderat ist aber nichts zu unternehmen. Dies entwickelt sich von alleine.

Beschluss (10ja bei 1 Enthaltung))
Der Antrag der Griinen Fraktion ist weiter zu verfolgen. Damit wird der Kilbikommission auch Ri-
ckenhalt fur die Umsetzung von Seiten Gemeinderat gegeben.

RN 7.2.0.0 / LN 3738

2023-73  Verschiedenes, Mitteilungen 2023

1. An den Gemeinderat abgegebene Unterlagen

Protokoll BWK vom 09.05.2023

SZO Jahresbericht 2022

Monitoring-und-Analyse-2023 Zusammenfassung
Stiftung-Frauenhaus Aargau-Solothurn Jahresbericht 2022

2. Der Gemeinderat nimmt folgende Mitteilungen zur Kenntnis:

o Gemeindeprasidentenanlass auf dem Thunersee: Die BLS ladt jeweils samtliche Gemein-
deprasidenten in ihrem Einzugsgebiet zu einem Anlass auf dem Thunersee ein. Dieses Jahr
findet dieser Anlass am 22. August, ab 17.00, statt. Riickkehr in Thun ist um ca. 20.30. Dieses
Jahr ist explizit auch eine zusatzliche Vertretung aus dem Gemeinderat eingeladen. Wer Zeit
und Lust hat, meldet sich bis am 17.06. bei Irene Hanzi Schmid. Es gilt: First come, first ser-
ved!

e Generalversammlung Genossenschaft Labesgarte vom Mittwoch, 14. Juni 2023, 19.00 Uhr
im Labesgarte. Der Anlass findet zeitgleich mit dem 200 Jahre Jubildaum des Stahlwerks Ger-
lafingen statt, weshalb der GP nicht teilnehmen kann. Wer Interesse hat, melde sich bis am
11. Juni 2023 bei Irene Hanzi Schmid.

¢ GR-Sitzung vom 19. Juni: Einige der vorgesehenen Geschafte sind noch nicht bereit. Evt.
werde ich die Sitzung ausfallen lassen und die Geschafte am 3. Juli behandeln.

o Dominique Brogle will wissen, wie hoch die Kosten fir den gekleisterten Biber sind. Stefan

Hug-Portmann erklart, dass die Kosten relativ gering waren und in den ordentlichen Unterhalt
gebucht wurden.
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3. Die Zirkulationsmappe enthalt:

e Geschaftsbericht 2022 Wohnheim Kontiki Stiftung
e Berichtserstattung 2022 Pro Senectute

RN 0.1.2.1 /LN 3636

Fir das Protokoll

Stefan Hug-Portmann Irene Hanzi Schmid
Gemeindeprasident Protokollfiihrerin
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	Peter Burki stellt einen Rückweisungsantrag. Er zieht die Unterstützung des Antrages der FDP zurück. Die SVP wünscht zuerst eine ausführliche Abklärung betreffend Provisorien und Sanierungskosten der Schulräumlichkeiten.
	Caroline Schlacher erklärt, dass durch die Verzögerung wegen den weiterführenden Abklärungen den Schulen kein Nachteil entsteht. Sollten die Räumlichkeiten ebenfalls saniert werden, ist dies nur ein Vorteil für die Schule.
	Für Markus Dick ist eine Zurückweisung des Geschäftes zum jetzigen Zeitpunkt sinnvoll. Der Gemeinderat macht sich gegenüber der Bevölkerung unglaubwürdig, wenn heute bei so vielen offenen Punkten ein Entscheid gefällt wird. Das vernünftigste ist jetzt...
	Stefan Hug-Portmann kann dem Rückweisungsantrag zustimmen. Die Wahrscheinlichkeit, dass es Mehrkosten geben wird, ist gegeben. Einsparungen sind bei den Provisorien und weniger bei der definitiven Lösung zu tätigen. Unter diesem Aspekt, das Projekt no...
	Raffael Kurt erklärt, dass genau dies in seinem Antrag steht und deshalb kein Rückweisungsantrag notwendig ist.
	Stefan Hug-Portmann möchte aber weitere Details zu den Provisorien und den genauen Kosten für die Sanierung der Schulräume. Deshalb kann er dem Rückweisungsantrag zustimmen.
	Marc Rubattel stellt einen Ordnungsantrag. Es liegen Anträge vor, über die nun abzustimmen sind.
	Seme Kaba schlägt vor, die Provisorien separat zu diskutieren. Stefan Hug-Portmann erklärt, dass diese ein Teil des Projekts sind, weshalb sie nicht separat behandelt werden können.
	Jürg Zeller ist der Meinung, dass der Ausbau der Schulräume eine Projektänderung ist und somit nicht mehr der Botschaft entspricht. Aus diesem Grund wurde damals auch der Dachausbau abgelehnt.
	Stefan Hug-Portmann ist nach wie vor der Meinung, dass ein Ausbau der Schulräume nicht mehr der Botschaft entspricht, eine Pinselsanierung und eine notwendige Sanierung der Elektroinstallationen aber realisierbar ist.
	Andrea Weiss will wissen, ob die Botschaft durch die Gemeindeversammlung abgeändert werden kann. Stefan Hug-Portmann erklärt, dass dies nicht möglich ist.
	Die SVP stellt einen Rückweisungsantrag (7 ja zu 2 nein Stimmen bei 2 Enthaltungen)
	Stefan Hug-Portmann erklärt, dass das Geschäft nun zurück ans Begleitteam geht. Die Verzögerung ist vertretbar.
	Sabrina Weisskopf fragt sich, ob das ganze Projekt nicht zurück auf Start gesetzt werden soll. Der Gemeinderat ist sich einig, dass der Dachausbau zu realisieren sowie die Schulräume zu renovieren sind. Jetzt sollte das Projekt nochmals seriös vorbere...
	Stefan Hug-Portmann: Sollte das Begleitteam zum Schluss kommen, dass eine komplette Projektänderung die Lösung ist, wird es erneut im Gemeinderat traktandiert.
	Jürg Zeller weist darauf hin, dass in einem solchen Fall das ganze Architektenverfahren nochmals durchzuführen wäre.
	Sabrina Weisskopf: Der Verlauf dieses Projektes sollte ein Learning für die Zukunft sein, dass dies nicht der richtige Weg ist. Sie fragt sich, weshalb der Dachstock oder auch die Sanierung der Schulräume nicht von Beginn an miteinbezogen wurde.
	Stefan Hug-Portmann erklärt, dass diese Entscheide von der AG strat. Gebäudeplanung gefällt wurden und in der Zwischenzeit die AG aus anderen Mitgliedern besteht.
	Markus Dick weist darauf hin, dass die Botschaft dazumal vom Gemeinderat verabschiedet wurde.

	Beschluss (7 ja zu 2 nein Stimmen bei 2 Enthaltungen)
	Bericht und Antrag
	Unterlagen
	Ausgangslage
	Erwägungen
	Beschlussentwurf

	Eintreten
	Der Gemeinderat tritt stillschweigend auf das Geschäft ein.

	Detailberatung
	Sabrina Weisskopf ist aufgefallen, dass die Tarifzeiten nicht mit den Schulzeiten übereinstimmen. Wenn das Reglement schon angepasst wird, bittet sie dies auch zeitlich abzustimmen. So wie es vorliegt, macht es keinen Sinn.
	Seme Kaba glaubt, dass die Schulzeiten, welche vor zwei Jahren angepasst wurden, lediglich in der Schule nicht aber im Hort angepasst wurden. Sie wünscht dies korrekt anzupassen.
	Sandra Bloch bestätigt dies. Kids&teens hatte keine Kenntnis von den Schulzeitenanpassung der Schule, sodass nichts geändert wurde. Die Überschneidungen ist auch die Zeit, in der die Kinder sich bereit machen für den Wechsel in die Schule. Viele Kinde...
	Seme Kaba wünscht die Tarifzeiten anzupassen.
	Sandra Bloch erklärt, dass bei der Anpassung der Tarifzeiten auch die ganzen Strukturen anzupassen sind. Durch die Zeitanpassungen ändern sich die Module, weshalb in diesem Fall auch die Tarife anzupassen sind. Stefan Hug-Portmann macht dem Gemeindera...
	Sabrina Weisskopf erklärt, dass es nicht korrekt ist. Die Eltern haben die Zeit zu bezahlen, welche für die Betreuung beansprucht wird. Das Reglement kann so verabschiedet werden, ist aber im Verlauf zu korrigieren, damit es korrekt ist.
	Stefan Hug-Portmann sieht dies auch so und bittet dies so zu verabschieden und gleichzeitig den Auftrag zu erteilen, das Reglement neu zu überarbeiten.
	Dominique Brogle will wissen, wie oft die Tarife überprüft werden. Caroline Schlacher erklärt, dass die bestehenden Tarife im Moment von den Schulen übernommen werden.
	Raffael Kurt erklärt, dass die Gesamtrechnung stimmen muss. Kids&teens sollte selbstragend sein. Im Wissen, dass eine Übernahme durch die Schule ansteht, wurde in den letzten 1.5 Jahren keine Anpassungen vorgenommen. Es ist aber sicher legitim zukünft...
	Dominique Brogle: Die Betreuungsgutscheine sind in 3 Jahren zu überprüfen, er schlägt vor, gleichzeitig auch die Tarife zu prüfen.
	Stefan Hug-Portmann ist der Meinung, die Tarife vorher in Zusammenhang mit den Tarifzeiten zu prüfen.
	Seme Kaba will wissen, wie die Tarife inkl. Mittagessen zusammengesetzt sind, wieviel davon an den Läbesgarte und wieviel an die Gemeinde gehen.
	Stefan Hug-Portmann erklärt, dass die vorliegenden Tarife die Eltern für die Betreuung bezahlen. Ein Teil davon geht für die Mittagessen an den Läbesgarte und ein Teil an kids&teens. Er geht davon aus, weder der Läbesgarte noch kids&teens einen grosse...
	Sandra Bloch erklärt, dass die Kosten für das Mittagessen je nach Altersstufen verrechnet werden. Die Kosten für Frühstück, Znüni und Zvieri sind altersunabhängig gestaltet. Je nach Mahlzeit und Alter kostet die Verpflegung zwischen CHF 2.- und CHF 15...
	Caroline Schlacher erklärt, dass der Auftrag für die Schule war, kids&teens in bestehender Form inkl. aller Reglemente und Tarife zu übernehmen. Sie stellt fest und nimmt mit Freude zur Kenntnis, dass der Gemeinderat nun feststellt, dass dies nicht ei...
	Sabrina Weisskopf wünscht die Tarife jetzt in vorliegender Form zu übernehmen, in nächster Zeit aber zu überprüfen.
	Raffael Kurt präzisiert die Aussage von Seme Kaba, dass kids&teens im letzten Jahre einen Ertragsüberschuss von CHF 1'300.- erzielt hat. Er denkt nicht, dass man hier von einem grossen Gewinn sprechen kann.
	Peter Burki stellt einen Ordnungsantrag. Es soll nun über den Beschlussesentwurf abgestimmt werden.

	Beschluss (einstimmig)
	Bericht und Antrag des Gemeindepräsidiums
	Unterlagen
	Ausgangslage
	Erwägungen
	Beschlussentwurf

	Eintreten
	Der Gemeinderat tritt stillschweigend auf das Geschäft ein.

	Detailberatung
	Stefan Hug-Portmann erklärt, dass das Geschäft bereits an der letzten Gemeinderatssitzung traktandiert war. Schon damals hatte er das Gefühl das Reglement sei zum Teil rechtswidrig, obwohl es auf der Vorlage des VSEG basiert. Nach der GR-Sitzung nahm ...
	Sabrina Weisskopf: Kompetenzen sind in gesetzlichen Grundlagen zu klären, aber nicht so detaillierte Eckwerte. Die Kompetenz zur Regelung der Eckwerte kann im Reglement dem Gemeinderat erteilt werden, wie dies in der ersten Version der Fall ist. Aus i...
	Stefan Hug-Portmann kann dem zustimmen, dass das Reglement so sehr detailliert verfasst ist. Er würde es begrüssen, wenn im Reglement eine Bandbreite definiert ist. Heute ist der letzte Moment vor der Gemeindeversammlung um das Reglement zu verabschie...
	Sabrina Weisskopf sieht den Aufwand nicht, anstelle der Details ist die Delegationsregelung aufzuführen.
	Stefan Hug-Portmann erklärt, dass die Kompetenzregelung nicht ausreichend ist, mindestens die Bandbreite ist aufzuführen. Um sicherzustellen, dass die Regelung genau den Vorstellungen des Gemeinderates entspricht, wurde die Regelung aus der Verordnung...
	Sabrina Weisskopf will genau dies verhindern. Die Gemeindeversammlung ist nicht der richtige Ort, die Tarife zu diskutieren. Die Tarife sind ein klassischer politischer Entscheid, welcher vom Gemeinderat zu fällen ist.
	Stefan Hug-Portmann erklärt, dass es schlussendlich eine Gebühr ist, welche eine Rechtsgrundlage benötigt, welche von der Gemeindeversammlung zu verabschieden ist.
	Das Reglement muss mindestens den minimalen Elternbeitrag, das massgebende Einkommen, die individuelle Förderung von Kindern mit besonderen Bedürfnissen enthalten. Auch wenn diese Diskussion unangenehm sein werden, die Bevölkerung hat das Recht dazu.
	Raffael Kurt will wissen, ob Änderungsanträge an der Gemeindeversammlung möglich sein werden. Stefan Hug-Portmann erklärt, dass genau jetzt Änderungen möglich sein werden.
	Markus Dick will wissen, ob es auch bei einem Reglement möglich ist, dass an einer Gemeindeversammlung 20% der Anwesenden eine Urnenabstimmung verlangen können. Stefan Hug-Portmann bestätigt dies, erwähnt aber, dass dies kein Urnenabstimmungs-würdiges...
	Markus Dick beantragt eine Unterbrechung der Sitzung.
	Sabrina Weisskopf beantragt im Reglement lediglich Bandbreiten festzulegen. Dem Gemeinderat soll die Kompetenz erteilt werden, die genauen Tarife festzulegen.
	Der minimale Elternbeitrag beträgt:
	Stefan Hug-Portmann kann dem zustimmen und wünscht die Kompetenz zu erhalten, dies im Reglement entsprechend aufzuführen.
	Marc Rubattel fragt nach dem Grund der Erhöhung auf CHF 70.- pro Kind und Tag. Sabrina Weisskopf erklärt, dass dies ein Kompromiss aus der Diskussion vom 8.5.2023 ist.
	Seme Kaba ist mit diesem Antrag nicht einverstanden. Das letzte Mal wurden die Beträge festgelegt und die Tarife sind nicht mehr zu erhöhen, sie wünscht auch keine Bandbreiten.
	Stefan Hug-Portmann: Der Antrag der FDP mit den Bandbreiten entspricht der verabschiedenden Verordnung. Es besteht die Möglichkeit, dass die Gemeindeversammlung die Bandbreiten verändert, somit müsste auch die Verordnung im Anschluss vom Gemeinderat n...
	Marc Rubattel stellt den Antrag die Bandbreite für den minimalen Elternbeitrag von CHF 30.00 bis CHF 50.00 pro Kind und Tag (5 Stimmen),
	respektive CHF 3.00 bis CHF 5.00 pro Betreuungsstunde festzulegen. (2 Stimmen)
	Der obsiegende Antrag CHF 30.00 – CHF 70.00 pro Kind und Tag wird dem ursprünglichen Antrag von CHF 50.00 pro Kind und Tag gegenübergestellt. (6 ja bei 4 nein Stimmen bei 1 Enthaltung)
	Stefan Hug-Portmann wird das Reglement für die Gemeindeversammlung entsprechend anpassen. Die vom Gemeinderat bereits verabschiedete Verordnung ist kompatibel mit dem Reglement.
	Sabrina Weisskopf wünscht die neue Fassung einzusehen.

	Beschluss
	Der minimale Elternbeitrag beträgt:

	Bericht und Antrag      
	Unterlagen
	Ausgangslage
	Erwägungen
	Die Fraktion der Grünen reichte den Antrag am 01.05.2023 per Mail ans Gemeindepräsidium ein.
	Gemäss Gemeindegesetz des Kantons Solothurn vom 16. Februar 1992 (BGS 131.1 ) §23 Bst. b) sowie Gemeindeordnung der Einwohnergemeinde Biberist vom 17. Mai 2001 (R-111) § 43 Ziff. 1 können 20% der Mitglieder des Gemeinderates verlangen, dass eine Gemei...
	Dabei ist heute ausschliesslich die Diskussion darüber zu führen, ob der Antrag weiterverfolgt werden soll. Falls dem zugestimmt wird, werden die entsprechenden Abklärungen vorgenommen und der Antrag wird dem Gemeinderat zu einem späteren Zeitpunkt zu...
	Beschlussentwurf

	Eintreten
	Der Gemeinderat tritt stillschweigend auf das Geschäft ein.

	Detailberatung
	Dominique Brogle dankt für den Antrag. Grundsätzlich ist dies eine gute Idee und voll im Trend. Heutzutage bestehen bereits viele Möglichkeiten. In Zukunft werden bestimmt noch weitere Möglichkeiten geboten, weshalb die Mitte Fraktion den Antrag mit e...
	Markus Dick: Der Antrag geht grundsätzlich in eine vernünftige Richtung. Für die Vereine ist der logistische Aufwand in Grenzen zu halten. Das Beharren auf Mehrweggeschirr ist ihm zu stur formuliert. Es bestehen noch andere Möglichkeiten wie z.B. komp...
	Der Grünen Fraktion geht es auch darum das Konzept lokal und nah umzusetzen. Aus ökologischer Sicht macht kompostierbares Geschirr keinen Sinn. Die Verrottungsdauer ist zu lang und es bestehen keine Recyclinganlagen für Kompostierbares.  Deshalb macht...
	Aus Sicht von Stefan Hug-Portmann spricht nichts dagegen den Antrag weiterzuverfolgen. Es werden bereits Gespräche geführt und Überlegungen gemacht.
	Raffael Kurt: In der weiteren Prüfung dieses Konzepts soll geprüft werden, ob eine Kostenneutralität für die Vereine machbar ist, indem die Einwohnergemeinde die Mehrkosten übernehmen soll.
	Sabrina Weisskopf: Das Anliegen ist absolut berechtigt. Einem Verbot kann sie aber nicht zustimmen. Der Wechsel auf Mehrweggeschirr kommt von allen, die Gesellschaft wünscht dies und der Konsument ist auch bereit die Mehrkosten zu bezahlen. Die Motion...

	Beschluss (10 ja bei 1 Enthaltung))

